
LINKE Antworten auf  

Mietenwahnsinn und  

Wohnungsnot in Hessen



2

Die Wohnungsfrage –  
ein hessenweites Problem

Ständig steigende Mieten und Nebenkosten, 
Angst vor Modernisierung und Verdrängung, viel 
zu wenige Sozialwohnungen und Studierenden-
wohnheime, sichtbare Zwangsräumungen und Ob-
dachlosigkeit – und gleichzeitig Leerstand, immer 
neue Luxusquartiere und fette Profite für Immo-
bilienkonzerne und Investorinnen und Investoren: 
Wer in Hessens Städten wohnt, ist jeden Tag mit 
der Realität von Mietenwahnsinn und Wohnungs-
not konfrontiert.

Bis vor einigen Jahren war dies vor allem für 
Mieterinnen und Mieter in Frankfurt und der 
Rhein-Main-Region ein Problem. Mittlerweile sind 
aber alle größeren Städte und Umlandgemeinden 
in Hessen betroffen. Und selbst in ländlichen Räu-
men, in denen vielerorts Wohnungen und Häuser 
leer stehen, mangelt es an bezahlbarem, bedarfs-
gerechtem und barrierefreiem Wohnraum.

All dies zeigt: Die Wohnungsfrage ist auch in Hes-
sen zur sozialen Frage unserer Zeit geworden – und 
der Kampf gegen Mietenwahnsinn und Wohnungs-
not wichtiger denn je.

Eine andere Wohnungspolitik  
ist möglich

Die Situation ist dramatisch. Trotzdem unter-
nimmt die schwarzgrüne Landesregierung in der 
Wohnungspolitik viel zu wenig. Im Unterschied zu 
anderen Bundesländern werden die rechtlichen 
Möglichkeiten zum Schutz der Mieterinnen und 
Mieter nicht ausgeschöpft. Zwar wird überall ge-
baut, doch es entsteht kaum bezahlbarer, sozial 
geförderter Wohnraum. Und auch die Geschäfts-
politik der landeseigenen Wohnungsgesellschaft 
Nassauische Heimstätte/Wohnstadt (NHW) ist 
wenig vorbildlich.

Als LINKE sind wir überzeugt, dass eine andere, 
konsequent sozial ausgerichtete Wohnungspolitik 
nicht nur notwendig, sondern auch möglich ist. 
Statt die Interessen von Immobilienkonzernen und 
Investorinnen und Investoren zu vertreten, stehen 
wir an der Seite von Mieterinnen und Mietern, 
Mietervereinen und stadtpolitischen Initiativen. Im 
Hessischen Landtag machen wir mit parlamenta-
rischen Anfragen, Anträgen und Initiativen Druck 
– gegen die Immobilienlobby und für Wohnen für 
alle. Welche LINKEN Antworten wir auf Mieten-
wahnsinn und Wohnungsnot in Hessen haben, 
erfahren Sie auf den folgenden Seiten.
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1. Mieterinnen und Mieter vor  
Verdrängung schützen

Durch steigende Mieten, Modernisierungsmaß-
nahmen und die Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen werden Mieterinnen und Mieter 
aus den Innenstädten verdrängt und ganze Haus-
gemeinschaften und Nachbarschaften zerstört. 
Um dies zu verhindern, müssen die landesgesetz-

lichen Möglichkeiten zum Schutz von Mieterinnen 
und Mietern vollständig ausgeschöpft und weiter 
ausgebaut werden. Daher möchten wir überall, wo 
es notwendig ist, hessische Städte als Gebiete mit 
angespanntem Wohnungsmarkt ausweisen, die 
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 
bereits ab drei (statt bisher sechs) Wohneinhei-
ten unter Genehmigungsvorbehalt stellen und die 
Kommunen darin unterstützen, Milieuschutzsat-
zungen zu erlassen. Um Mieterhöhungen infolge 
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energetischer Modernisierung einzuschränken, wollen wir öffentliche und am Ge-
meinwohl orientierte Wohnungsgesellschaften und Genossenschaften finanziell 
fördern, wenn sie die Gebäudesanierung warmmietenneutral umsetzen (Haushalts-
antrag Drs. 20/10255, https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/5/10255.pdf). 

Zudem wollen wir im Bundesrat darauf hinwirken, dass ein bundesweiter Mieten-
deckel eingeführt, Zwangsräumungen verboten, das kommunale Vorkaufsrecht wieder-
hergestellt und verschärft, der Schutz der Mieterinnen und Mieter vor Eigenbe-
darfskündigungen ausgebaut sowie die Modernisierungsumlage abgeschafft wird.
 

Haushaltsantrag  
Drs. 20/10255
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2. Energiekosten begrenzen, Härtefallfonds einrichten

Infolge des starken Anstiegs der Energiekosten haben viele Haushalte in Hessen 
große Probleme, ihre Rechnungen bzw. Vorausauszahlungen für Strom, Gas und 
andere Energieträger zu begleichen. Daher braucht es einen wirksamen staatlichen 
Preisdeckel für den Grundverbrauch an Strom, Gas, Wärme und Wasser. Zusätzlich 
müssen kommunale und andere Energieversorgungsunternehmen Sozialtarife für 
Menschen mit geringem Einkommen bereitstellen. Um kurzfristige Zahlungsschwie-
rigkeiten, Energiesperren und Zwangsräumungen zu vermeiden, wollen wir einen 
Härtefallfonds einrichten, der niedrigschwellig und barrierearm Ausgleichszahlun-
gen bei Energieschulden gewährt und so Energiearmut verhindert (Haushaltsantrag 
Drs. 20/10286, https://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/6/10286.pdf).

Haushaltsantrag  
Drs. 20/10286
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4. Sozialen Wohnungsbau retten, 
ausbauen und dauerhaft sichern

Gegen den drängenden Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum wollen wir im Rahmen eines ambitionier-
ten Fünf-Jahres-Planes in ganz Hessen zusätzlich 
10.000 Sozialwohnungen pro Jahr bzw. 50.000 so-
zial geförderte Wohnungen insgesamt neu schaffen 
– barrierefrei und klimaneutral. Hierfür wollen wir 
die Mittel für die soziale Wohnraumförderung massiv 
erhöhen und das System stärker als bisher auf öffent-
liche, genossenschaftliche und gemeinnützige – d.h. 
nicht profitorientierte – Wohnungsunternehmen zu-
schneiden (Haushaltsantrag Drs. 20/10251, https://
starweb.hessen.de/cache/DRS/20/1/10251.pdf). 
Damit mehr Studierende bezahlbaren Wohnraum fin-
den, sollen in den hessischen Universitäts- und Hoch-
schulstädten 2.000 Wohnheimplätze pro Jahr bzw. 
10.000 Wohneinheiten insgesamt neu geschaffen 
werden (Haushaltsantrag Drs. 20/10256, https://
starweb.hessen.de/cache/DRS/20/6/10256.pdf). 
Zudem wollen wir die vorzeitige Ablösung von Sozi-
albindungen erschweren, die Bindungsfristen verlän-
gern und dauerhafte Sozialbindungen ermöglichen. 
Es muss das Prinzip gelten: Einmal sozial gebaut, im-
mer sozial gebunden. 

3. Spekulativen Leerstand,  
Wohnraumzweckentfremdung  
und Abriss bekämpfen
Damit Wohnraum erhalten bleibt, kämpfen wir seit 
vielen Jahren dafür, dass das 2004 von CDU und FDP 
abgeschaffte Gesetz gegen spekulativen Leerstand 
und Wohnraumzweckentfremdung wiedereingeführt 
wird (Gesetzentwurf Drs. 20/238, https://starweb.
hessen.de/cache/DRS/20/8/00238.pdf). Es soll 
so verschärft werden, dass Abriss erschwert und 
die rasche Wiederherstellung von zweckentfrem-
detem Wohnraum sichergestellt wird. 

Zudem wollen wir die Kommunen dabei unterstüt-
zen, Leerstand in entsprechenden Katastern sys-
tematisch zu erfassen und ihn in Notsituationen, 
z.B. zur akuten Unterbringung Geflüchteter und 
Obdachloser, vorübergehend beschlagnahmen zu 
können (Gesetzentwurf Drs. 20/10475, https://
starweb.hessen.de/cache/DRS/20/5/10475.
pdf). Zivilgesellschaftliche Initiativen, die sich mit 
Besetzungen und anderen Mitteln des zivilen Un-
gehorsams für eine zweckgemäße Nutzung von 
leerstehendem Wohnraum oder Freiflächen ein-
setzen, wollen wir entkriminalisieren.

Gesetz- 
entwurf Drs.  
20/38

Haushalts- 
antrag Drs. 
20/10251

Gesetz- 
entwurf Drs. 
20/10475

Haushalts- 
antrag Drs. 
20/10256
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Quelle: Antwort der Bundesregierung auf eine Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im Deutschen Bundestag (Drs. 18/11403), Hessi-
sches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen. 

Der Bestand an sozial gefördertem 
Wohnraum in neun Jahren  

schwarzgrüner Landesregierung

- 25 %

	205.907 		  108.979	 100.660	 94.685	 85.484	 80.309 	 79.728	 79.720 	 80.523	 82.159

	 1991	 ...	 2014	 2015	 2016	 2017	 2018	 2019	 2020	 2021	 2022 
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6. Neubau öffentlich und ökologisch 
gestalten, Flächen schonen

Angesichts der Anforderungen des Klimaschutzes, 
hoher Baukosten und fehlender Fachkräfte steht 
der notwendige Neubau von bezahlbarem Wohn-
raum in Hessen vor großen Herausforderungen. 
Diese lassen sich am besten von der öffentlichen 
Hand bewältigen. Deshalb wollen wir die Zusam-
menarbeit der kommunalen Wohnungsgesellschaf-
ten und der NHW verbessern, klimaschonende Pro-
jekte fördern und eine hessische Bauhütte gründen. 
Diese soll als gemeinwirtschaftliches Bauunter-
nehmen Bauleistungen für öffentliche und andere 
nicht-profitorientierte Wohnungsgesellschaften 
erbringen, energetische Modernisierung und öko-
logische Bauweisen (wie den urbanen Holzbau) 
großflächig vorantreiben und sichere, gut bezahlte 
Arbeitsplätze schaffen. 

Zugleich ist eine möglichst sparsame Flächenin-
anspruchnahme notwendig. Daher wollen wir alle 
Möglichkeiten nutzen, vorhandenen Wohnraum 
bedarfsgerecht umzuverteilen (z.B. durch Woh-
nungstauschbörsen), neuen Wohnraum auf be-
reits versiegelten Flächen zu schaffen (z.B. durch 
Aufstockung und Umnutzung von Gebäuden), Flä-
chen zu entsiegeln und flächenschonendes Pla-
nen und Bauen umzusetzen. Gute und sehr gute 
Ackerböden wollen wir grundsätzlich von der Be-
bauung ausschließen.

5. Bodenspekulation stoppen,  
Bauland als Gemeingut sichern

Da ohne bezahlbares Bauland kein bezahlbarer 
Wohnraum entstehen kann, darf Grund und Bo-
den nicht länger Profitzwecken dienen. Wir wol-
len einen gesetzlichen Privatisierungsstopp für 
alle landeseigenen Immobilien und Grundstücke. 
Diese sollen künftig nur noch für öffentliche und 
gemeinnützige Bauvorhaben – insbesondere des 
sozialen Wohnungsbaus – zu günstigen Konditio-
nen in Erbpacht bereitgestellt werden. 

Durch einen Bodenfonds wollen wir den Ankauf von 
Flächen durch die öffentliche Hand und eine lang-
fristige, demokratisch kontrollierte Bodenbevorra-
tung unterstützen. Außerdem wollen wir alle landes-
rechtlichen Möglichkeiten nutzen, um den Anstieg 
der Bodenpreise zu deckeln sowie Bodenwertzu-
wächse und Planungsgewinne abzuschöpfen.
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Zudem wollen wir, dass die NHW hessenweit zum 
Vorbild für eine soziale Geschäftspolitik wird. 
Hierfür braucht es einen Mietenstopp für alle Mie-
terinnen und Mieter, eine 50-Prozent-Quote für 
Sozialwohnungen im Bestand und Neubau, feste 
Kontingente für benachteiligte Gruppen und einen 
dauerhaften Verzicht auf Zwangsräumungen und 
Energiesperren. 

Die aus Klimaschutzgründen dringend notwendige 
energetische Modernisierung des Wohnungsbe-
standes der NHW muss warmmietenneutral erfol-
gen. In diesem Sinne wollen wir auch den Einfluss 
des Landes auf die GWH, Tochtergesellschaft der 
Landesbank Hessen-Thüringen, erhöhen und die 
Geschäftspolitik des Wohnungsunternehmens so-
zialökologisch ausrichten.

7. Nassauische Heimstätte/Wohn-
stadt (NHW) stärken und sozial 
ausrichten
Wir begreifen die landeseigene Wohnungsge-
sellschaft Nassauische Heimstätte/Wohnstadt 
(NHW) als zentrales Instrument im Kampf für mehr 
bezahlbaren Wohnraum in Hessen. 

Daher wollen wir die Stagnation des Wohnungs-
bestandes unter der schwarzgrünen Landesregie-
rung beenden. Durch Neubau und Zukäufe soll der 
Bestand innerhalb der nächsten fünf Jahre von ak-
tuell knapp 60.000 Wohnungen auf 100.000 Woh-
nungen erhöht werden. Hierfür muss die Privati-
sierung bestehender Wohnungen sofort gestoppt, 
die soziale Wohnraumförderung stärker auf öf-
fentliche Wohnungsunternehmen zugeschnitten 
und das Eigenkapital der NHW aus dem Landes-
haushalt zusätzlich erhöht werden (Haushaltsan-
trag Drs. 20/10333, https://starweb.hessen.de/
cache/DRS/20/3/10333.pdf). 

Haushaltsantrag  
Drs. 20/10333
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Stagnierender Wohnungsbestand 

Fortgesetzte Wohnungsprivatisierungen
- 4.346 Wohnungen

 2014	  2015	 2016	 2017	 2018	 2019	 2020	 2021	  

 2014	  2015	 2016	 2017	 2018	 2019	 2020	 2021	  

	60.451	 59.927	 59.263	 58.848	 57.977	 57.561	 58.599	 59.114	  

	 388	 435	 618	 771	 771	 565	 507	 291 

Quelle: Jährliche Geschäftsberichte der NHW

Quelle: Kleine Anfragen der Fraktion DIE LINKE. im Hessischen Landtag, Drs. 20/6417 und Drs. 20/7945

Die NHW in neun Jahren schwarzgrüner Landesregierung
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8. Kommunale Wohnungsgesell-
schaften, Genossenschaften & Co. 
unterstützen
Ebenso wie die landeseigene Wohnungsgesellschaft 
NHW sind auch kommunale Wohnungsgesellschaf-
ten, Genossenschaften und alle weiteren gemein-
wohlorientierten Akteure wichtige Eckpfeiler der 
sozialen Wohnraumversorgung in Hessen. 

Daher wollen wir die bestehenden Wohnungs-
gesellschaften unterstützen und die Neugrün-
dung kommunaler und kreiseigener Gesell-
schaften durch eine Landesberatungsstelle 
konzeptionell und finanziell fördern (Haushaltsan-
trag Drs. 20/10244, https://starweb.hessen.de/
cache/DRS/20/4/10244.pdf). Zudem möchten 
wir einen landesweiten Rekommunalisierungs-
fonds auflegen, mit dem kommunale Wohnungs-
gesellschaften, aber auch andere gemeinwohl-
orientierte Akteure Wohnungen zurück in die 
öffentliche Hand bringen können. 

Darüber hinaus wollen wir Projekte des gemein-
schaftlichen Wohnens durch die vergünstigte Ver-
gabe landeseigener Grundstücke in Erbpacht und 
ein eigenes Förderprogramm gezielt unterstützen. 
Schließlich setzen wir uns auf Bundesebene für 
eine neue Wohngemeinnützigkeit ein.

Haushaltsantrag 
Drs. 20/10244
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9. Vonovia & Co. kontrollieren  
und enteignen

Große, häufig börsennotierte Wohnungskonzerne 
wie Vonovia sind für ihre unsoziale, rein profitorien-
tierte Geschäftspolitik bekannt. Sie besitzen auch 
in Hessen – insbesondere in Frankfurt und der 
Rhein-Main-Region – zehntausende Wohnungen. 
Wir wollen die Tätigkeit dieser Wohnungskonzerne 
systematisch erfassen und kontrollieren. 

Die landeseigene Wohnungsgesellschaft NHW 
und kommunale Gesellschaften sollen ihre Woh-
nungsbestände aufkaufen, wenn dies wirtschaft-
lich darstellbar ist. Gelingt dies nicht, streben wir 
– entsprechend des gewonnenen Volksentscheids 
der Initiative „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ 
in Berlin – auch in Hessen die Enteignung und Ver-
gesellschaftung großer Wohnungskonzerne nach 
§ 15 des Grundgesetzes an.

10. Wohnungsgesellschaften und 
Wohnungspolitik demokratisieren

Wir wollen, dass Mieterinnen und Mieter auf ihre 
Wohnsituation und die Wohnungspolitik insgesamt 
mehr demokratischen Einfluss nehmen können.  

Daher wollen wir die Einführung von Mieterbeiräten 
bei größeren Wohnungsgesellschaften fördern und 
sicherstellen, dass diese tatsächlich Kontroll- und 
Mitbestimmungsrechte gegenüber Management 
und Verwaltung erhalten. Zudem wollen wir Mo-
delle entwickeln, wie die landeseigene Wohnungs-
gesellschaft NHW und andere öffentliche, insbe-
sondere kommunale Gesellschaften dauerhaft 
demokratisiert, vergesellschaftet und gemeinwohl-
orientiert ausgerichtet werden können. Schließlich 
möchten wir die Selbstorganisierung von Miete-
rinnen und Mietern, das Engagement von Haus-
gemeinschaften, Nachbarschaftsinitiativen und 
stadtpolitischen Gruppen sowie die Arbeit des 
Deutschen Mieterbundes Landesverband Hessen 
und lokaler Mietervereine mit einem Sonderför-
derprogramm gezielt unterstützen (Haushaltsan-
trag Drs. 20/10253, https://starweb.hessen.de/
cache/DRS/20/3/10253.pdf).

Haushaltsantrag 
Drs. 20/10253
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11. Wohnen für alle ermöglichen

Die Wohnraumversorgung gesellschaftlich be-
nachteiligter Gruppen in Hessen ist besonders 
dramatisch. Hierzu zählen u.a. Geflüchtete, Stra-
fentlassene, Suchtkranke, Wohnungs- und Ob-
dachlose, Menschen mit Behinderungen oder 
Schutzsuchende aus Frauenhäusern. 

Wir wollen, dass diese Personengruppen gezielt 
unterstützt sowie rassistische und andere Diskri-
minierungen am Wohnungsmarkt abgebaut wer-
den. Hierfür müssen die Datenlage verbessert, 
soziale Angebote ausgebaut, entsprechende Kon-
tingente bei öffentlichen Wohnungsgesellschaften 
vorgehalten und andere Formen der dezentralen 
Unterbringung gestärkt werden. 

Um Wohnungs- und Obdachlosigkeit zu reduzie-
ren, wollen wir in Zusammenarbeit mit den Kom-
munen eine hessische Wohnungsnotfallstatistik 

Haushaltsantrag 
Drs. 20/10254

erstellen, die flächendeckende Einrichtung von 
Wohnungssicherungsstellen fördern sowie neue 
Ansätze wie „Housing first“ gezielt unterstützen, 
die auf sofortige und bedingungslose Wohnraum-
versorgung in Kombination mit enger sozialpäd-
agogischer Begleitung und Unterstützung setzen 
(Haushaltsantrag Drs. 20/10254, https://star-
web.hessen.de/cache/DRS/20/4/10254.pdf).
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teil barrierefreier Wohnungen im Neubau deutlich 
erhöht werden und dieser mittelfristig vollständig 
barrierefrei erfolgt. 

Da in Hessen bisher nur der barrierefreie Um-
bau von selbstgenutztem Wohneigentum geför-
dert wird, fordern wir zudem ein eigenständiges 
Förderprogramm für den barrierefreien Um-
bau von Mietwohnungen (Haushaltsantrag Drs. 
20/10252, https://starweb.hessen.de/cache/
DRS/20/2/10252.pdf).

20/2/10252

12. Barrierefreiheit konsequent 
umsetzen

Der Bedarf an barrierefreiem Wohnraum ist in 
Hessen bereits jetzt deutlich größer als das An-
gebot. Dabei nützt Barrierefreiheit allen, nicht 
nur Älteren und Menschen mit Behinderungen. 
Daher wollen wir, dass die Vorgaben für den An-
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